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N. 281. 


Deutſchland. 


Stettin. Die Enthüllungen, welche uns der Ohm⸗Waldeckſche Pro- 
zeß bringt, zeigen zur Genüge, welch' eine Zukunft unſerm Vaterlande zu⸗ 
gedacht war. Die Thatſachen, worauf ſie ſich beziehen, ſind uns noch in 
friſchem Andenken, wir haben ſie mit erlebt; aber dieſelben empfangen 
durch dieſe Gerichtsverhandlungen ein neues Licht. Unter dem Deckman⸗ 
tel der Fürſorge für Volkswohl und der Erringung von Volksfreiheit 
ſtrebten dieſe politiſchen Jeſuiten, aufgebläht von Ehrgeiz und Eigen⸗ 
nutz, nach dem Ruder eines Staates, den ſie erſt zerrütten mußten, um 
auf ſeinen Trümmern ihre nichtswürdigen Pläne auszubrüten. Männer 
wie Ohm, waren nur das Spielzeug, welches die Führer der rothen Re⸗ 
publik gebrauchten, um hinter ihrer Beſchränktheit ſich zu verbergen und 
nöthigenfalls, wenn die Sache ſchief abliefe, ſie als Opfer vorſchieben zu 
können. Daß Ohm mehr zu den Verblendeten gehörte, welche durch Vor⸗ 
ſpiegelung glänzender Ausſichten ſich in die allgemeine Verſchwörung hin⸗ 
einziehen ließen und erſt, als ihre Sache eine verlorene war, zur Einſicht 
kamen, geht aus ſeiner Rede ziemlich deutlich hervor. Dabei iſt jedoch 
auch klar, daß nur die grobe Demokratie ihn in ihre Karten ſehen ließ, 

während die eigentlichen Oberen, von feinerem Kaliber, ihn nicht in ihre 
geheimſten Pläne einweihten, ſondern dieſe in ihren Gedanken mehr behiel⸗ 
ten, als ſie ſie ausſprachen oder dem Papier anvertrauten. Waldeck 
ſcheint mit ebenſo großer Vorſicht den Mittelpunkt jener republikaniſchen 
Pläne gebildet zu hahen, als er es nun verſteht, mit beſonnenſter Ruhe 
den Verdacht, einer ſträflichen Verbindung angehört zu haben, von ſich ab⸗ 
zuwälzen. Ob nun dieſe oder andere Perſonen ſchuldig ſind, eine Schuld 
iſt da, eine ſchwere Schuld, das iſt der Eindruck, der aus den mit unver- 
kennbarer Offenheit, der nur in manchen Punkten noch eine Zurückhaltung 


beigemiſcht iſt, gemachten Mittheilungen Ohms ſich ergiebt; ſo unumwun⸗ 


den er ſich ausſpricht, ſo ſieht man doch, er könnte wohl noch ärgere 
Dinge offenbaren. Das Gewiſſen der Gerichtsperſonen wie ihr Scarf. 
ſinn iſt in dieſem Prozeß gewiß auf die ſchwierigſte Probe geſtellt, und 
daher die allgemeine Spannung, mit welcher das Ende deſſelben erwartet 
wird, erklärlich. — Uns aber, denen nur vergönnt iſt, hinter den Vorhang 
zu ſchauen, wird nun aufs neue vor die Seele geführt, was wir vor einem 
Jahre nicht bloß ahnten und muthmaßten, was uns auch durch Thaten des 
Schreckens ſichtbar gezeigt wurde. Wäre es auch möglich, daß ſelbſt die⸗ 
ſer Prozeß kein Reſultat brächte, wäre es möglich, daß die Schuld ſelbſt 
mit dem Stempel der Unſchuld verſehen würde; die Thatſache wird nim⸗ 
mer ausgelöſcht, daß es im vorigen Jahre auf den Umſturz alles Beſte⸗ 
henden abgeſehen war. Fragt man, was die Folge geweſen ſein würde, 
wenn jene von Volksfreiheit und Volkswohl überfließenden Schwärmer ans 
Ruder gekommen wären, fo können wir darüber nicht in Ungewißheit ſchwe⸗ 
erg Freiheit wäre gekommen. Aber was für eine? Die Freiheit 
er Willkür. Die Ordnung wäre hergeſtellt, aber die Ordnung der Ty⸗ 
92091 5 der die Völker geſeufzt, ja geblutet hätten. Das Recht wäre 
je ätigt, aber nur das Recht der Alles⸗Gleichmacherei. Die Güterthei- 
ung wäre vorgenommen worden, die Reichen wären geplündert, die Armen 
— nicht reich geworden. Die einzelnen Blutſauger würden Alles an ſich 
zu ziehen gewußt und das Volk würde bald erfahren haben, daß es betro⸗ 
ente Die Babeas. Gorpus-Ucte hätte beſtanden, ebenſo wie fie noch 
19 60 1 en Republiken beſteht, wo die exekutive Macht ſich kein Gewif- 
deten no ihren Gegner um Gut und Blut, um Leben und Vaterland zu 
Be 1 ie Todesſtrafe wäre abgeſchafft geblieben, aber nur für die, 
175 10 ndern die Köpfe hätten abſchlagen laſſen. Strick und Dolch wä⸗ 
ml ſchönen Ausſichten geweſen, womit man wie in der Nationalver⸗ 
Wer mag, ſo 848 de alle Andersgeſinnten zu beglücken gewußt hätte. 
Wo 1 ſich des Lebens ſicher geweſen unter einem ſolchen Regiment? 
mile 95 geblieben die Unantaſtbarkeit der Perſon, die Heiligkeit der Fa⸗ 
Liebe Mi arantie des Beſitzes? Alles Vertrauen, alle gute Sitte, alle 
Leidel alle Gerechtigkeit wäre erloſchen, und die entfeffelten Furien der 
behebt ae ſolcher Menſchen hätten uns zerriſſen. Wir hätten ein Haupt 
el 10 er vielleicht alle drei Monate ein anderes, der Parteienkampf 
Bir 115 brannt, Jeder hätte ſeinen Günſtling an der Spitze ſehen wollen, 
Jaht Bit: 154 Ni Krieg nach Außen wäre unſer Loos geweſen. Auf 
115 Seh 0 ei Kunſt und Wiſſenſchaft, die vornehmlich unter einem mil- 
anhefochte 5 90 eihen, Handel und Gewerbe gelähmt, Geſetz und Religion 
bohnen fee n Kurz, ſtatt der Bildung wäre die Barbarei ge- 
aſiatiſcher U ee die Republik ſelbſt, oder durch den Ueberfall 
en Rente 1 Wir Es diene Baden, Frankreich und die italieni⸗ 
leine Wiederholung. ir haben an dem einen Vorſpiel genug und wünſchen 
Berlin, 29. November 77ſte Si 
„ „ h . ung der Erſten Kammer. 
Zur Prüfung eines Antrages des 5g. > RN betreffend den 


— — 


Sonnabend, 


den I. Dezember 1849. 


Bau einer „Eiſenbahn von Poſen über Koſten, Liſſa und Rawiez nach 
Breslau, mit einer Zweigbahn von Liſſa nach Glogau“, wird eine beſon⸗ 
dere Kommiſſion niedergeſetzt. 

Auf der Tagesordnung iſt der Bericht der Kommiſſion für die „Prü⸗ 
fung des Geſetz⸗Entwurfs in Betreff des Baues der Oſtbahn, der Weſt⸗ 
phäliſchen und Saarbrücker Bahn, ſowie der Beſchaffung der dazu erfor⸗ 


derlichen Geldmittel.“ 


Berichterſtatter Abg. du Vignau (Erfurt): 

Die Kommiſſion trägt einſtimmig dahin an: Die Kammer wolle be⸗ 
ſchließen, den erſten Satz des §. 1 des Geſetz- Entwurfs dahin anzuneh- 
men: Unſer Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten iſt 
ermächtigt: 1) den Bau der Eiſenbahn nach Königsberg, welche den Na⸗ 


men „Oſtbahn“ führen fol, einſchließlich der Brücken über die Weichſel 


und Nogat und der durch die Eifenbahn-Anlage bedingten Strom⸗ und 
Deich⸗Regulirungen an dieſen beiden Strömen, vorläufig von dem Kreu⸗ 
zungspunkte der Oſtbahn mit der Stargard-Pofener Bahn ab, in der Rich⸗ 
tung über Bromberg, Dirſchau, Marienburg, Elbing, Braunsberg nach 
Königsberg mit einer Zweigbahn von Dirſchau nach Danzig, für Rech⸗ 


nung des Staats auszuführen. 


Ein Verb.⸗Vorſchlag zu dieſem Antrage wird unterſtützt. 

Abg. v. Brünneck: Ich empfehle Ihnen, den Antrag der Kommif- 
ſion anzunehmen. Es iſt an einer anderen Stelle geſagt worden, daß be⸗ 
ſonders die preußiſchen Abgeordneten daran Schuld waren, daß die Oſt⸗ 
bahn nicht früher in Ausführung kam. Die Abgeordneten der Provinz 
Preußen waren ſtets der Meinung, daß das Sonderintereſſe dem allgemei⸗ 
nen untergeordnet werden müſſe, und gingen von dem Grundſatze aus, daß 
alle Schätze nichts werth ſind, wenn man an ſeiner Seele Schaden nimmt. 
Das Staats⸗Intereſſe aber iſt die Seele der einzelnen Provinzen. 
(Beifall.) Ich kann in der Bahn von Dirſchau nach Königsberg nur eine 
Abſchlagszahlung auf die Anſprüche erkennen, welche die Provinz Preußen 
hat. Von den Mitgliedern, die den weſtlichen, geſegneteren Provinzen an⸗ 
gehören, erwarte ich, daß ſie dem Vorſchlage der Kommiſſion beiſtimmen. 

enn Sie mehr von den öſtlichen Provinzen verlangen, ſo müſſen Sie 
ihnen auch die Mittel geben, mehr zu leiſten. Der Feſtungsbau von 
Königsberg kann, wenn die Eiſenbahn gebaut fein wird, ſchnell von Stat⸗ 
ten gehen, wahrend er ſonſt vor 25 Jahren nicht vollendet werden kann; 
und eine unvollendete Feſtung meine Herren, iſt gefährlicher als eine offene 
Stadt. Wir ſind arm, aber zu ſtolz, um ein Geſchenk anzunehmen; da⸗ 
(dei 1 5 wir vor allen Dingen, Gerechtigkeit verlangen zu können. 
(Beifall.) a 
Abg. Goltdammer macht den Handels miniſter darauf aufmerkſam, 
daß eine Vermehrung der Kommunikationsmittel der Landestheile zwiſchen 
der Oder, Weichſel und Oſtſee wünſchenswerth ſei. | 

Der Handelsminifter: Es iſt kein Widerſpruch gegen die Vorlagen 


der Regierung gemacht worden; die geäußerten Wünſche werden jedoch 


nicht alle erfüllt werden können. Die Regierung wird zwar in Rückſicht 
auf die gehegten Bedenken nur die nöthigſten Ausgaben machen, aber es 
wird ihr zur beſonderen Genugthuung gereichen, bald noch weitere Eiſen⸗ 
bahnbauten zu unternehmen. Sie hat nur ſolche Unternehmungen vorge⸗ 
ſchlagen, die im Staatsintereſſe liegen. Was das Intereſſe Pommerns 
betrifft, fo muß die Regierung den Bau der Oſtbahn für nothwendiger 
halten, als die Rückſicht auf das Intereſſe einzelner Provinzen. N 

Die Kammer tritt dem Antrage der Kommiſſion bei. 

Die Kommiſſion trägt ferner einſtimmig darauf an: 

Die Kammer wolle beſchließen: auch dem zweiten Abſatz des 8. 1 
des Geſetz-Entwurfs die Zuſtimmung zu ertheilen. 

Auch dieſer Antrag wird angenommen und der dritte zur Diskuſſion 
geſtellt: Die Kammer wolle beſchließen, auch zum dritten Abſatze des 
F. 1, dahin lautend: „den Bau der Saarbrücker Bahn für Rechnung des 
Staats vollenden zu laſſen,“ ihre Zuſtimmung zu ertheilen. — Die Kam⸗ 
mer ertheilt ihre Zuſtimmung. g 

Zu F. 2 beantragt die Kommiſſion Annahme des erſten Abſatzes in 
der Faſſung der zweiten Kammer. Abſatz 2 des §. 2, und $. 3 werden ſo 
zur Annahme empfohlen, wie ſie in dem Geſetz⸗Entwurfe ſtehen. 

Abg. Wachler: Es iſt ein unabweisliches Staatsbedürfniß, die be⸗ 
treffenden Eiſenbahnen auszuführen; das gebe ich zu. Aber ich muß mich 
gegen die Mittel erklären, die zu dieſer Ausführung in Vorſchlag gebracht 
ſind. Die Regierung muß die Kommiſſion vollkommen in Stande ſetzen, 
klar in der Sache zu ſehen. Die Denkſchrift, auf welche hingewieſen wor⸗ 
den iſt, und die mündlichen Erläuterungen ſind nicht hinreichend. Der 
Bedarf ſteht alſo für mich nicht feſt. Oft ſind 10 Millionen zum Bau 
einer Eiſenbahn veranſchlagt, und ſpäter reicht das Doppelte nicht aus. 
Wenn die 20 Millionen verſpeiſt ſind, ſo werden neue Summen nöthig 
ſein, und durch die Bewilligung der Geldmittel bindet ſich die Kammer 


auch für die Zukunft die Hände. Es handelt ſich um nicht weniger als 
33 Millionen, welche durch eine Anleihe beſchafft werden ſollen. Nun 
haben wir von einem Finanzmann gehört, daß wir uns keineswegs in flo⸗ 
rirenden Zuſtänden, ſondern in einem Defizit befinden und es ſollen noch 
33 Mill. auf die Schultern der Steuern Zahlenden gelegt werden? Ich 
wünſchte, daß die Kammer hier etwas mehr Vorficht obwalten laſſe, und 
erwarte, daß Sie nicht 21 Millionen en werden, da Sie dadurch 
auch 1 90 00 Miniſtern ein allzu großes Vertrauen beweiſen würden: 
Sind die 33 Millionen einmal da, ſo können ſie auch zu etwas Anderem 
verwandt werden. Ich habe einen Verbeſſerungs⸗Autrag eingebracht, durch 
welchen der Regierung ein außerordentlicher Kredit von 7 Millionen für 
die Jahre 1850 und 51 bewilliget wird. Dieſen Antrag haben außer mir 
noch die Abg. Milde, Sägert und v. Rönne unterſchrieben. 

Abg. Jakobs empfiehlt den re NSS 

Der Handelsminiſter: Der Zweck der Geſetzvorlage ſollte der 
ſein, die Ausgabe feſtzuſtellen. Es war nothwendig, die Fonds zu ſichern. 
Die Regierung wird, wenn man dem Verbeſſerungs⸗Antrage beitritt, ihre 
Sanktion nicht ertheilen. Der Kommiſſton find alle nur möglichen Mit⸗ 
theilungen gemacht worden, und ich bitte Sie, den Verbeſſerungs - Antrag 
Mrückzuweiſen. 8 f 

Der Berichterſtatter tritt den Bemerkungen des Handelsminiſters in 

Ben auf die der Kommiſſion gegebenen Erläuterungen bei. 

bg. Milde: Ich bedauere, daß der Handelsminiſter den Vorſchlag 
des Abg. Wachler ſo kurz von der Hand gewieſen u Aus dem Kom⸗ 
miſſionsantrag geht nicht hervor, daß hinreichende Erläuterungen gegeben 
worden ſind. Auch iſt dem Lande keine Garantie gegegen, daß der Bau 
mit der bewilligten Summe ausgeführt werden wird. Durch die Denk⸗ 
ſchrift der Regierung iſt dargelegt, daß man für die Jahre 1850 und 51 
dreizehn Millionen braucht. Dieſem Bedürfniß wird genügt, wenn Sie 
dem Verbeſſerungs⸗Vorſchlage beitreten. Die nächſte Rauer wird end⸗ 
gültig entſcheiden, ob eine Bewilligung bis zu der Höhe der verlangten 
Summe gemacht werden kann. Ich will nicht beſtimmen, ob unſere Finan⸗ 
zen gut find oder ſchlecht. Aber das können wir verlangen, daß die Maß⸗ 
nahmen der Regierung öffentlich ſeien und klar daliegen ſollen. 

Der Handelsminiſter: Ich habe ſehr deutlich geſagt, daß der 
Zweck der Vorlage iſt, die Fonds zum Bau im Voraus zu bern. Ich 
ſehe nicht ein, warum man der künftigen Kammer aufbürden will, was 
dieſer Kammer zu thun vorliegt. Die Koſtenanſchläge find der Kommiſſion 
dargelegt worden. Handelt es ſich darum, ſo mag der Antragſteller den 
Gegenstand der Kommiſſion nochmals überweiſen. as die Garantie an- 
belangt, ſo weiß ich nicht, was der Vorredner eigentlich darunter verſteht. 
Als der Abgeordnete meinen Poſten inne hatte, wollte er eine Anleihe von 
50 Millionen machen. Die Garantieen, die er damals dem Lande bot, 
dieten wir ihm auch. Ich halte es für konſtitutionell, ſogleich auszu⸗ 
ſprechen, daß, wenn der Verbeſſerungs⸗Vorſchlag angenommen werden ſollte, 
die Regierung dies als eine Ablehnung der Vorlage anſehen muß. 

Hanſemann: Der Handelsminiſter iſt im Irrthum, wenn er glaubt, 
30 im vorigen Jahre ein Projekt gemacht wurde, 50 Millionen zu leihen. 
2 hätte, als Finanzminiſter, davon Kenntniß haben müſſen. 

Der Handelsminiſter: Es war allerdings ein Projekt im Werke, 
mindeſtens 50 Millionen, zwar nicht durch eine Anleihe, aber durch Obli⸗ 

ationen zu ſchaffen. Es kommt nicht darauf an, ob das Geld durch 
ligationen oder durch Papiergeld geſchafft werden ſollte. 

bg. Milde: Das Projekt, das im vergangenen Jahre vorlag, war 

vom ganzen Staats⸗Miniſterium gebilligt, und von den nöthigen Garan⸗ 

tieen begleitet. Wenn die Brücken noch in England ſtudirt werden, meine 
Herren, dann ſind genaue Veranſchläge noch nicht möglich. 

Der Finanzminiſter: Die laufenden Einnahmen reichen hin, um 
die ordentlichen Ausgaben zu decken. Die außerordentlichen Ausgaben 
können bewilligt werden oder nicht, im letzteren Falle werden ſie vom 
Budget geſtrichen. Für das künftige Jahr iſt Ausſicht vorhanden, daß die 
Ausgaben ebenfalls durch die Einnahmen beſtritten werden können. Es 
läßt ſich alſo nicht behaupten, daß für die nächſte Zeit ein Defizit vor⸗ 
handen iſt. (Beifall.) Die Aeußerung des Handelsminifters iſt geeignet, 
die Kammer befangen zu machen. 

Abg. Hanſemann: Es iſt aber für die Regierung vom unſchätz⸗ 
barſten Werthe, daß die Kammern beſonders in der Geldfrage im Rufe 
der Unabhängigkeit ſtehen. Man muß ſich klar machen, was man eigent⸗ 
lich bewilligt und welche Folgen das Votum hat. Zunächſt fragt ſich, 
welche Laſten werden durch die Bewilligung dieſer 33 Mill. dem Lande 
auferlegt. Dieſe werden dem Lande jährlich etwa 1%, Mill. Thaler Zinfen 
koſten. Anfangs wird die Bahn keinen Ertrag liefern, möglicherweiſe noch 
einen Zuſchuß nöthig machen. Die weſtphäliſche Bahn hat allerdings mehr 
Ausfiht auf Verkehr, dennoch wird fie auch gegen die Hälfte der Zinſen 
Zuſchuß nöthig machen. Wenn Sie das Alles zuſammennehmen, fo legen 
Sie den Steuerpflichtigen mindeſtens 3 Mill. Thaler auf und zwar eine 
Reihe von Jahren hindurch. Der Bau iſt nothwendig, darum habe ich 
dafür geſtimmt. Nicht allein in volkswirthſchaftlichem, ſondern auch in 
politiſchem Intereſſe find die Bahnen nöthig. Man hat gefragt, ob nicht 
aus dem Eiſenbahnfonds Etwas entnommen werden kann. Dieſer Fonds 
beſteht aber nur in der Fiktion. Man hat verſchiedene andere Einnahmen, 
die eigentlich nicht dahin gehören, auf den Eiſenbahnfonds geſetzt. Wenn 
man Ausgaben bewilligt, die der Geſammtheit zu Gute kommen durch 
vermehrten Verkehr, durch größe Sicherung nach Außen, müſſen ſie auch 
dem Ganzen gleichmäßig auferlegt werden. Laſten, die auf gleichen Schul⸗ 
tern getragen werden, werden auch von Jedem leichter getragen. Glaubt 
die Regierung, daß die künftigen Kammern wegen des Weges, den ſte 
Pen wird, nicht ſo viel Vertrauen zu ihr haben werden, als die jetzigen? 
Die Regierung muß das halten, was die Verfaſſung verſpricht; darauf 

beruht der Staatskredit. Ich werde für die 21 Mill. ſtimmen, aber aus 
anderen als den angegebenen Gründen. Ich glaube, daß die außerordent⸗ 
lichen Mittel erſchöpft find. Ich werde das Miniſterium unterſtützen, ob⸗ 
gleich ich kein Vertrauen zu der Art habe, wie es die deutſche Frage be⸗ 
Jandell. Eine Mobilmachung der Armee koſtet 15 Millionen, und da eine 
ſolche bei der jetzigen Lage Europa's möglich iſt, ſtimme ich, damit jeder⸗ 
zeit das nöthige Geld vorhanden ſei, für die Bewilligung der 21 Mill. 

Der Handelsminister: Die Regierung hat nicht in der Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Armee würde mobil gemacht werden müſſen, die betreffen- 
den Vorlagen gemacht. Sollte dies nöthig werden, fo wird fie nicht ſäu⸗ 
men, die Mittel zu fordern, und glaubt, daß fie fie auch erhalten wird. 
Die Anleihe des Miniſteriums, dem der Abgeordnete angehörte, ſollte in 


10 Mill. Papiergeld and 40 Mill,. Obligationen beſtehen, und zwar wollte 
man ſie machen ohne alle Garantieen. 

Abg. Milde: Die Papiere ſollten Eiſenbahn⸗ Obligationen fein, und 
ſomit waren die beſtimmteſten Garantieen gegeben. 

Der Fin anzminiſter: Die Regierung ſieht nicht mit Befürchtun⸗ 
gen, ſondern mit Hoffnungen auf die Zukunft, und glaubte, die Anleihe 
noch verzögern zu können. N 

Ueber den Antrag des Abg. Wachler: f 

Die Kammer wolle beſchließen: Der Staatsregierung zum Ban 
außer den Eiſenbahnfonds für das Jahr 1850 und 51 einen außer. 
ordentlichen Kredit von 7 Millionen zu bewilligen und ſich die end⸗ 

ö abe Beſchlußnahme zur Bewilligung der verlangten Summe vor⸗ 

zubehalten. a 
findet namentliche Abſtimmung ſtatt. x 

Von 130 Anweſenden ſtimmen 18 für, 112 gegen denſelben. Er ip 
alſo abgelehnt. $ 

Die Kammer tritt dem Antrage der Kommiſſion mit entſchiedenſter 
Mehrheit bei. (Schluß der Sitzung nach 2¼ Uhr.) 


5 12 29. November. (Schluß der GAflen Sitzung der zweien 
ammer. 
Tagesordnung: Fortſetzung der Berathung über das Ablöſungs⸗ 


etz. 
5 Die 88. 46 bis 49 des Regierungs⸗Entwurfes werden ohne Diskuß⸗ 
ſion nach einander angenommen. 

Nach den Aeußerungen mehrerer Abgeordneten, vom Platze aus, oh 
in der Diskuſſion in der Reihenfolge der Paragraphen fortgefahren, oder, 
nach dem Antrage des Abg. v. Focke, ſogleich mit dem Titel VIII. des 
Geſetz⸗Entwurfes begonnen werden ſolle, verwirft in darüber erfolgter Ab⸗ 
ſtimmung die Kammer den Antrag des Abg. v. Focke. 

Zu den 88. 50 und 51 des Geſetz⸗Entwurfes find keine Aenderungs⸗ 
Vorſchläge eingegangen, daher ſie der Präſident zur Abſtimmung bringt, iu 
welcher ſie angenommen werden. 

Die Diskuſſton geht auf $. 52 über. 

S. 52. Auch diejenigen Renten, bei denen das Kapital, durch welches 
fie künftig abgelöſt werden können, nach dem bisherigen geſetzlichen Ablö⸗ 
ſungsſatz der Kapitaliſirung zu vier Prozent im voraus feftgeftellt iſt, kom⸗ 
men als feſte Geldabgaben nach ihrem Jahresbetrage in Rechnung. Daf- 
ſelbe gilt von vorbedungenen Zinſen der nach dem bisherigen geſetzlichen 
Ablöſungsſatz feſtgeſtellten Ablöſungs⸗Kapitalien, deren Kündigung nur dem 
Verp ichteten uſteht. € 

ehrere Amendements find eingegangen. ö 

Regierungs⸗Kommiſſarius: Auf den 8. 52. iſt gerade der Vor⸗ 
wurf der Rechtsverletzung begründet worden. Die SS. 99. 100. beſtimmen 
aber, daß das Geſetz in keiner Weiſe rückwirkende Kraft haben fol. Es 
ſoll nur in dem Falle, wenn die bisherigen Ablöſungen im 25fachen Be⸗ 
trage abgeſchloſſen find, zwar die Rente nach dieſem Betrage fortbezahlt, 
eine Kapitalzahlung ferner aber auch nur nach dem 188fachen Betrage ge⸗ 
leiſtet werden. Dieſe Beſtimmung reſultirt nicht dem v. Patow'ſchen 
Promemoria, ſondern iſt ſchon in den Jahren 1846 und 47 von der Re⸗ 
gierung grundſätzlich aufgeſtellt worden; der Entwurf, dem fie angehörten, 
gelangte nur der eingetretenen März⸗Exeigniſſe wegen nicht mehr in den 
Staaksrath. Ein anderer Einwurf beruht auf dem Satze, daß die Rente, 
wenn fie zur Ablöſung komme, im 25fachen Betrage abgelöst werden müſſe. 
Was aber auch beſchloſſen werden möge, das möchte ich im Namen der 
Regierung der Hohen Verſammlung empfehlen, für die Ablöſungen nicht 
zu ſtreg an dem formellen Recht 55 halten, damit nicht dem materiellen 
da durch geſchadet werde. (Bravo!) en: 

Abg. Denzin: Es handelt ſich hier um den wichtigſten Paragraphen. 
des ganzen Geſetzeg, es handelt ſich um die Unverletzlichkeit der Verträge. 
Es iſt allerdings ſchwer, zwiſchen dem bisher geſetzlichen Ablöſungsſatz 
zum 25fachen Betrage und dem in dem vorliegenden Entwurfe angenommen 
zu vermitteln. Ich habe mir daher den Vermittelungsvorſchlag erlaubt, 
daß die im §. 52. erwähnten Renten unter die Kategorie der im $. 65. 
aufgeführten geſtellt, daß heißt zum zwanzigfachen eue e kapitaliſſrt 
werden. Wenn Sie die Gerechtigkeit nicht üben können, fo laſſen Sie 
wenigſtens Billigkeit walten. 

gig. Seiffert: Wenn die Verfaſſung die Entlaſtung allgemein be⸗ 
ſtimmt, fo bin ich der Anſicht, daß wir das Prinzip auch mit Konſequenz 
durchführen. Das Volk erwartet, daß die Verheißungen der Verfaſſung 
erfüllt werden. Es geſchieht dies wahrſcheinlich ebenſowohl zum Beſten 
der Berechtigten, als zum Wohl der Belaſteten. Wenden Sie daher nicht 
das ſtarre Recht an, ſondern halten Sie das Ganze im Auge. Mögen 
die Berechtigten die Hand zum Frieden bieten, damit Friede im Lande 
walte. Nehmen Sie daher die Paragraphen des Entwurfs an, nicht al⸗ 
lein dieſen, ſondern alle nachfolgenden. (Bravo.) 85 

Abg. Falk für das Geſetz. Es ſei durchaus kein Unterſchied anzuge- 
ben zwiſchen einer Rente, die vor 1850 und einer, die nach 1850 regulirt 
iſt; wo aber gleiche Verhältniſſe find, da müſſen fie auch gleiche Behand⸗ 
lung haben. Der Redner bittet die Kammer, mit gleichem Maß zu meſ⸗ 
fen, und endlich den Frieden in den ländlichen Verhältniſſen herzuſtellen. 
Beifall. N 4 
\ iagden der Referent Abgeordnete Ambronn den Regierungs⸗Ent⸗ 
wurf empfohlen, kommt es zur Abſtimmung, in der mit Verwerfung ſämmt⸗ 
licher Amendements der §. 52 des Regierungs⸗Entwurfs angenommen 
wird. Schluß der Sitzung 4%, Uhr. 5 

Berlin, 29. November. (Der Prozeß Waldeck.) Wir knüpfen 
an den Bericht in unſerer geſirigen Zeitung da an, wo die Vernehmung 
der Zeugen beginnt: r 217 

Die 1 fünf Zeugen 1 6 19 8 Erhebliches aus. Sehr wich ig 
iſt hingegen die Ausſage des nachſten Zeugen: g 2 5 
i W pelge., Eonmiſtärnag Greif. Er hat den Ohm am 16. Mai Dr 
gens von feiner damaligen Wohnung, Jägerſtraße 15. auf Befehl des Dr 
lizei-Präſtdenten nach dem Polizei- Präſidium ſiſtirt, und deſſen dur al 0 
mit Beſchlag belegt. Greif erzählt hierüber Folgendes: „Ohm wurde, 5 
ich ihm meinen Auftrag eröffnete, ſofort ſehr heftig. Der Pole ut 0 
tor Maß viſttirte Ohms Spinde, ich Ohms Körper. Hierbei bemerkte 1 5 
wie Ohm die Hand in der Taſche des Schlafrocks zu verbergen uns 
und wie er zugleich mit Papier knitterte. Ich ergriff deshalb dieſe os 
des Ohms und ſahe, wie aus dem Aufſchlag am Aermel des le e 

ein Papier ſehr deutlich hervorguckte, Ich zog das Papier heraus, e 


in zuſammengefaltener Brief, darunter der Name d’Efter und anſcheinend 
10 wers Flubſchrit. Sobald ich den Brief ergriff, zog mich Ohm in 
die Ecke und ſagte zu mir: „Reden Sie gar nicht von dieſem Briefe zu 
irgend Jemand, er iſt ſehr wichtig und werde ich dem Polizei⸗Präſidenten 
ſelbſt varüber wichtige Mittheilungen machen.“ Ich gab den Brief an 
errn Maaß und wir fuhren dann mit Ohm und den Papieren zum Po⸗ 
lizei-Präſidenten. Beim Präſident war ein zweiter mir unbekannter Herr, 
der Praſdent ſprach mit beiden allein und ſchickte mich aus dem Zimmer. 
Ich ging hinaus, und habe feit jener Zeit den Ohm nicht wieder geſehen, 
da er damals geflohen ſein ſoll.“ h 
Adpokat-Anwalt Dorn: Können Sie auf Ihren Eid verfigern, daß 
Sie den unbekannten Herrn, der beim Präſidenten war, fpäter niemals 
wieder geſehen haben? i 
Greif. 1 es war der hier auweſende Zeuge Goͤdſche 
e Senſation. 5 
aa Fee Wilberg deutet an, daß es ihm ſcheinen wolle, daß 
Ohm ſich bei Auffindung des Briefes ſo eigenthümlich benommen habe, 
als ob es gerade darauf abgeſehen wäre, daß die Polizei den in ſeinem 
Schlafrockärmel verſteckten Brief finden ſolle. Herr Willberg richtet alſo 
mehrere Fragen an Ohm und Greif hierüber, ohne daß ſich aber hieraus 
ein Refultat ergiebt. Ohm verſichert, er habe den Brief wirklich verſtecken 


en. ; 2 
welche zſivent; Weshalb haben Sie, Ohm, denn das Schreiben aber 
Überhaupt im Aermel verſtecken wollen. land 
ten wollten, dann mußten Sie ja gerade darauf bedacht fein, „ein ſo 
wichtiges Dokument der Polizei zu überliefern und nicht es ihr zu ent⸗ 

iehen. 
A be pi: Ich wollte nicht gern vor Gericht als Zeuge auftreten, ich 
wollte nur als Literat wirken. i : 

Präſ. (auf Antrag des Herrn Dorn zu Greif.) Die Ordre, welche 
Sie zur Verhaftung des Ohm vom Polizei- Präſidenten empfingen, beſin⸗ 
det ſich in den Akten, ſie lautet dahin: „Es ſind dem unterzeichneten Po⸗ 
lizei-Präſtdenten glaubwürdige Mittheilungen geworden, daß der Weinrei⸗ 
ſende Ohm in naher Beziehung ſteht mit den Häuptern der in Dresden 
und Baden entſtandenen Inſurrektion, und daß deſſen Papiere Be 
Aufſchlüſſe geben. Herr Commiſſarius Greif wird beauftragt, den Ohm 
ſofort zu verhaften und deſſen Papiere mit Beſchlag zu belegen. Berlin, 
14, Mai 1849. v. Hinkeldey.“ 5 

Die Ordre iſt vom 14ten datirt und lautet auf „sofort, Sie da- 
ben aber den Ohm erſt am 16. Vormittags verhaftet, wie konnten Sie bei 
einer ſo wichtigen Sache ſo lange zögern, hatten Sie etwa vom Po⸗ 
lizei⸗Präſidenten die mündliche Juftruktion nebenbei empfangen, ſich 
11 zu ſehr mit der Verhaftung zu übereilen. Sagen Sie uns offen die 

ahrheit. 

5 reif erklärt, ich hatte die Ordre, nicht eher bei Ohm einzu⸗ 
ſchreiten, bis ich ihn in feiner Wohnung bemerken würde, ich ſah ihn 
aber 55 am 16ten, Vormittags, am Fenſter ſtehen und nun ging ich 
hinauf. 

Der Polizei⸗Inſpektor Maaß, derſelbe hat dem Polizei⸗Commiſſa⸗ 
rius Greif nur aſſiſtirt. Es wird bei ſeiner Vernehmung vom Präſiden⸗ 
ten als auffällig hervorgehoben, daß er den Auftrag zur Assistenz des Hrn. 
Greif erſt am 16. Morgens bekommen hat, während die Ordre ſchon vom 
14. lautet. 

Der Polizei-Präfivent o. Hinkeldey: Derſelbe ſtellt ſich ſofort bei 
ſeinem Eintreten dem Gerichtshof in einer ſo A Weiſe gegenüber 
und beantwortet die ihm vorgelegten Fragen in einer fo eigenthümlich ent- 
ſchiedenen Art, daß der Präſident des Schwurgerichtshofes deswegen eine 
Rüge ausſpricht. In Folge deſſen brechen zwiſchen dem Zeugen und dem 
Vorfigenden mehrfach Conflikte aus, worauf denn der Gerichtshof endlich 
beſchließt, den Polizei⸗Präſidenten ernſt zur i zu verweiſen. Es 
lehren aber während der ganzen Vernehmung ſolche onflikte wieder, auf 
welche wir hier nicht näher eingehen wollen. Der Polizei- Präſident er⸗ 
klärt unter Anderem, daß er geſetzlich befugt ſei, einen Theil feiner Aus⸗ 
ſage zu verweigern, da es ſich hier um Staats-Angelegenheiten handele, 
der Gerichtshof geht aber hierauf nicht ein und der Zeuge erklärt, daß er 
auch überall offen die Wahrheit ſagen wolle. Seine Ausſage ſtellt ſich 
im Allgemeinen dahin: „Es iſt bekannt, welche Menge von Umtrieben in 
Folge der neueſten Ereigniſſe behufs Begründung ſocialer Republik hervor ⸗ 
getreten ſind. Täglich erhielt ich darüber Mittheilungen. Zu ſolchen mel⸗ 
dete ſich auch bei mir der ehemalige Poſtſekretair Gödſche. Ich erkundigte 
mich nach ihm. Man ſchilderte ihn allgemein als einen eifrigen Diener 
des Königs. Seit jener Zeit hat mir Gödſche ununterbrochen wichtige 
Mittheilungen gemacht, welche ich bisher wenigſtens begründet gefunden 
habe. Im Mai d. J. erzählte er mir, daß er mir wichtige Dokumente 
ſchaffen könnte, aus denen klar erwieſen würde, daß d'Eſter ein Hochver 
räther ſei. Gödſche behauptet, die Dokumente durch einen andern Mann 
zu haben, den er aber nur dann nennen wollte, wenn ich ihm zuſicherte, 
daß dieſer Mann vor jeder Verlegenheit bewahrt würde. Ich ging hier⸗ 
auf endlich ein, und nun nannte mir Gödſche den Ohm, der die Briefe 
haben follte. Ich ließ darauf den Ohm verhaften und man fand dabei 
den von Gödſche verſprochenen Brief. Nach der Verhaftung nahm ich 
Ohm mit Gödſche in mein Zimmer. Gödſche forderte nun von mir, daß 
ich den Ohm freilaſſen ſollte. Ich zögerte, da es mir bedenklich ſchien, 
endlich übergab ich den Ohm dem Gödſche oder vielmehr ich ließ beide 
11 Augenblick eines Geſchäftes wegen allein und dieſe Gelegenheit be⸗ 
nutzte Gödſche, den Ohm entſpringen zu laſſen. Ohm muß durch meine 
eigenen Wohnzimmer entkommen ſein. f 

Präſident zu Ohm: Sie haben bis jetzt jede Auskunft über Ihre 


ie Flucht verweigert, wollen Sie noch länger darüber 


Ohm: Herr Präſident ich will jetzt einrä ö 

i + jetzt einräumen. Ja, Gödſche hat 
en laſſen. Als der Präſident uns allein Aalen te 
401 beit fol Thür, riß mich mit Gewalt fort, zog eine Piſtole her⸗ 
durch 11 125 Va vor, rief: „Ohm, fliehen Sie“ und ſchleppte mich 
101 Muhle 160 zohnzimmer fort, plötzlich fand ich auf dem Hofe des Am⸗ 
Droſchle nhof, ich wußte nicht, wie mir geſchah, und entfloh in einer 


Criminalrath Nörner (zum Polizei⸗Präſid.): i 
ö 4 zei⸗Präſid.): Es kommt mir, um 
1 gere Sr ee Die de nn 
N I eine polizeilichen Dienſte Belohnungen erhal⸗ 
ten hat, oder ob ihm ſolche in Aussicht geſtellt find, n 


kann (ſehr heftig). 


haben übrigens in einem eigenhänbigen Schreiben zu den Akten angezeigt 
daß Sie ſichere Nachrichten darüber haben, daß 5 5 5 
im Hauſe des Herrn 


Wenn Sie das Vaterland ret⸗ 
erinnert ſich dunkel, daß Ohm ſich einmal von ihm 


v. Hinkeldey: Nein, ich erinnere mich nichts hiervon. Im muß mich 
übrigens aber ſehr wundern, wie man mir hier ſolche Fragen vorlegen 


Präſident: Sie ſind hier Zeuge und haben ſich hier gar nicht zu 
wundern, ſondern nur zu antworten, wonach Sie gefragt werden. Sie 


1 hm nach feiner Flucht 
aldeck geweſen iſt. Woher haben Sie dieſe ſichere 
Nachrichten? 


v. . u Nen Es find nur Nachrichten, die mir Gödſche hinter⸗ 
bracht hat und welche ich nicht weiter verbürgen kann. 

Präſident: Weshalb haben Sie fpäter den Ohm in Hamburg der» 
haften laſſen, nachdem er von Ihnen entflohen war? 

v. Hinkeldeßg Der Staatsanwalt forderte es, er hielt den Ohm 
nicht bloß für einen Zeugen, wie ich es anſah, ſondern für einen Mit» 
ſchuldigen und ſo mußte ich gegen das von mir dem Gödſche gegebene 
0 einen Beamten nach Sina ſchicken und Ohm arretiren zu 
aſſen. 

Präſident: Wie hielten Sie ſich denn überhaupk ermächtigt, dem 
Ohm Strafloſigkeit zu verſprechen. Hatten Sie denn ein Recht hierzu? 

v. Hinkeldey: Unter den obwaltenden Umſtänden fühlte ich mich da⸗ 
zu verpflichtet. Uebrigens bin ich deshalb nicht Ihnen, ſondern meiner 
Dienftbehörde Rechenſchaft ſchuldig. ’ 

RO ſchließt die Vernehmung des Polizei-Präfidenten. } 

er Kellner Seegelbach iſt inzwiſchen herbeigeſchafft worden. Er 
apier und Feder auf 
dem Potsdamer Bahnhofe gefordert hat, er kennt aber den Ohm nicht ge⸗ 
nau und Nl weder Tag noch Umſtän de näher anzugeben. Er behauptet, 
Ohm ſei allein nach dem Bahnhofe gekommen und er weiß nichts über 
Waldecks dortige Anweſenheit. Ohm bat bei ſeiner Anweſenheit damals 
erzählt, er komme aus dem Gefängniß, wo er 2 Monat Strafe abgemacht 
habe, eine Angabe, welche natürlich völlig unrichtig war. 

Nach einer halbſtündigen Pauſe erfolgt nunmehr der wichtigſte Theil 
der Verhandlung. 5 

Die Vernehmung des Poſtſekretairs Gödſche. Der Präͤſident er⸗ 
mahnt ihn beſonders ſtreng zur Wahrheit. Er hält ihm vor, da er ein 
auffälliges Intereſſe für Ohm an den Tag gelegt, dieſem Verpflegung 
und Bücher angeboten, daß er verſucht habe, mit Ohm eine unerlaubte 
Correſpondenz im Gefängniß zu führen, daß er namentlich dem Ohm im 
Gefängniß die Nachricht heimlich zugeſteckt habe, er wolle ſeine ſämmt⸗ 
lichen Papiere bei Seite ſchaffen u. ſ. w. Gödſche erklärt, er würde 
überall die Wahrheit ſagen, er fühle 05 nur von Liebe zum König und 
zum Vaterlande als Preuße in ſeinen Handlungen getrieben. 

Der Zeuge Gödſche liefert hierauf mit Benutzung eines vor ihm lie⸗ 
genden Manuferiptes eine ſehr umfaſſende Ausſage, deren Juhalt im All⸗ 
emeinen folgender iſt: Ich bin thätiger Mitarbeiter der Neuen Preuß. 
Jeitung geworden, nachdem ich wegen Krankheit aus dem Poſtdienſt geſchie⸗ 
den war. In der in der Anklage ſchon mitgetheilten Weiſe meldete ſich 
Ohm als Mitarbeiter der Neuen Preuß. Zeitung bei mir, wir wurden 
über die Bedingungen einig und erhielt Ohm monatlich 60 Thlr. Gehalt 
von mir. Hierfür brachte er mir fortwährend die wichtigſten Nachrichten 
über die Schandthaten der Demokratie, das Treiben der en Emiſſäre 
an hieſigem Ort, ſo daß ich ſtets von allen Plänen der Feinde des Vater⸗ 
landes wohl unterrichtet war. Dieſe Nachrichten wurden theils für die 
Neue Preuß. Zeitung benutzt, theils dem Polizei⸗Präſidenten v. Hinkeldey 
mitgetheilt. Ich fand die Nachrichten ſämmtlich richtig und ſo wurde mit 
Ohm zuletzt ein warmer Freund und ein lieber Gaſt in meiner Familie. 
Ohm brachte mir eine Zeichenſprache der Demokraten, und Che mir ſpe⸗ 
eielle Nachrichten über feinen Verkehr mit Waldeck und d'Eſter; er ließ 
mich namentlich eine Menge Briefe leſen, welche alle von d'Eſter herrühr⸗ 
ten und welche theils von d'Eſter an ihn gerichtet waren, welche er theils 
auch für d'Eſter beſorgen ſollte. 

Präſident: Wie haben Sie ſich denn aber überzeugt, daß die 
Briefe welche Obm Ihnen zeigte, wirklich ächt waren, und wie haben Sie 
ſich überzeugt, daß Ohms Mittheilungen nicht leere Erdichtungen waren, 
hat Ohm Ihnen Beweiſe für feine Angaben geſtellt? 

Gödſche: Nein, ich hatte allerdings nichts als Ohms Angaben, aber 
der eine Brief d'Eſters ſtimmte mit dem Fac⸗Simile überein, welcher ſich 
unter d'Eſters Portrait befindet, und einmal hatte ich auch Ohm mit 
d'Eſter zuſammen im Thorweg des Hotel Mylius ſtehen ſehen. Er er⸗ 
zählte mir nachher d'Eſter habe damals ausziehen wollen und ihm ein 
Pack Briefe gezeigt und geſagt: Wenn Hinkeldey dieſe Papiere hätte, 
ee Tauſende darum, denn dann wären Temme und Waldeck ge⸗ 
iefert. 8 
Präſident: Was ſagte Ohm Ihnen wegen ſeiner Bekanntſchaft mit 
Waldeck. Haben Sie ihn mit Waldeck geſehen. en 
Gödſche: Nein, er fagte mir, mit Waldeck wäre er weniger intim, 
er wäre nun allgemein mit ihm bekannt. x 

Präſident: Nun, welche Gewähr haben Sie denn aber dafür, daß 
Ohm Sie nicht getäuſcht hat: daß die Briefe nicht falſch ſind. 

Göd ſche: Ich bin innig von der Wahrheit des Ohm überzeugt und 
halte die Briefe, wegen deren mir allerdings Zweifel aufgeſtiegen find, 
für ächt. Auch ſtimmten die Nachrichten, welche mir ſonſt von andern 
Seiten zugingen, mit denen des Ohm überein. Ein Fälſcher würde auch 
in den Briefen ärger auf Waldeck losgezogen ſein und ich entdeckte bei 
Ohm viele ſo gute und ausgezeichnete Eigenſchaften, daß ich beſchwören 
will, daß ich innig von ſeiner Redlichkeit überzeugt bin. 

Präſident: Wie kommt es aber, daß ein Schreiben fol. 9 der Ak⸗ 
ten, welches d'Eſter angeblich an einen gewiſſen Schleiderer in Frankfurt 
a. M. geſchrieben haben ſoll, mit Ihrem eigenen Petſch a 
zu EM fies elt iſt und daß dieſer Schleiderer gar nicht in Frankfurt 
exiſtir f 

Gödſche: Ohm zeigte mir den 0 f den er von d'Eſter zur Be- 
ſorgung erhalten haben wollte, ich brach ihn auf, nahm Abſchrift, theilte 
ſie dem Polizei⸗Präſidenten mit, ſiegelte ihn mit meinem Petſchaft zu und 
gab ihn dem Ohm zur Beſorgung zurück. h 

Präſident: Hatten fie denn dazu ein Recht fremde Briefe zu er⸗ 
öffnen, und merkwürdiger Weiſe hat ja Ohm den Brief nicht beſorgt, ſon⸗ 
dern er iſt noch bei ihm gefunden worden. 


Gödſche: Ich erbrach den Brief, weil es ſich um das Wohl 
des Vaterlandes handelte und übernahm die Verantwortung dafür, und 


Ohm hat den Brief wahrſcheinlich nicht weiter beſorgt, weil er ſich fürd« 
tete, er könne durch die Aenderung des Siegels verrathen werden. 
Gödſche geht nunmehr zur Verhaftung des Ohm und zu demjenigen 
Briefe über, welcher den eigentlichen Stoff der Unterſuchung bildet. Er 
theilt hierüber Folgendes mit: „Ohm las mir dieſen De eines Abends 
vor, überſchlug aber die Stellen, welche vom Morde des Königs und des 
Her d von Preußen handeln, weil er es nicht über ſein patriotiſches 
erz bringen konnte, derartige Dinge auszuſprechen. Den Brief ſelbſt 
wollte mir Ohm nicht geben. Ich drang deshalb drei Tage lang vergeb⸗ 
lich in ihn. Er behauptete immer, der Brief liege jetzt bei Waldeck. 
Endlich brachte er ihn zögernd. Ich ſchrieb ihn ab und machte im Origi⸗ 
nal dabei die Namen unkenntlich, damit Ohm nicht compromittirt werden 
ſollte. Die Abſchrift brachte ich dem Polizei⸗Präſidenten, den ich in der 
acht wecken ließ. Der Präſident ſicherte mir auf mein Verlangen Straf- 
loſigkeit für Ohm zu. Es erfolgte Ohms Verhaftung. Ich nahm ihn 
beim Polizei⸗Präſidenten, nachdem der Brief gefunden war, in Empfang, 
und es erfolgte mit meiner Beihülfe ſeine Flucht, deren Verantwortung ich 
trage. Wir trafen uns nachher am Goldfiſchteich, wo Ohm mir fagte, er 
komme eben von Waldeck, der ihm geſagt, er ſolle alles leugnen. Ich 
eilte mit Ohm nach Moabit, verſchaffte ihm Geld und Kleider und brachte 
112 15 Charlottenburg, von wo aus er mit der Hamburger Bahn wei⸗ 
er kam. 

Nach dieſer zuſammenhängenden Erzählung erfolgte noch ein ſpezielles 
Verhör des Zeugen Gödſche von verſchiedenen Seiten, bei welchem ſich 
folgende erhebliche Umſtände herausſtellen: 1 

1) in dem Briefe, welcher in Ohm's Aermel gefunden iſt, wird von 
der Flucht Bakunin's geſprochen, dieſe iſt erſt in der Nacht vom 9. bis 
10. Mai erfolgt, deſſenungeachtet wollen Ohm und Gödſche dieſen Brief 
ſchon am 6. Mai gehabt haben. Ohm ſucht dieſen Widerſpruch dadurch 
zu beſeitigen, daß er den Brief von einem gewiſſen Grube gehabt haben 

will, der ihm am 6. Mai nur Notizen gegeben habe. Den Brief ſelbſt 
will er erſt ſpäter bekommen haben; t 
2) bei Gödſche iſt ein Brief des Ohm gefunden worden, in welchem 
ungefähr folgende Stelle vorkommt: „Der Brief aus Schleſien ſoll am 
Montag ankommen. Nehmen Sie dieſelbe Handſchrift und bringen 
Sie ſolche durch Jemand hin u. ſ. w.“ Der Advokatanwalt Dorn leitet 
hieraus die Vermuthung her, daß Ohm und Gödſche vielfach ſich fremder 
Handſchriften bedient hätten. Ohm kann keine beſtimmte Erklärung über 
die Bedeutung dieſer Notiz abgeben. 

3) Gödſche verſichert, daß er für feine Bemühungen kein Honorar 
bekommen habe, in einem Briefe, den er aus Hannover an Ohm geſchrie⸗ 
ben hat, kommt aber ungefähr folgende Stelle vor: „Ich bin ärgerlich 

darüber, daß Sie nicht gekommen find, wir hätten den Grün (wahr⸗ 
ſcheinlich der Abgeordnete) gewiß bekommen, nun iſt uns durch Ihre Schuld 
die Geldſumme entgangen.“ Gödſche erklärt die Worte „Geldſumme 
entgangen“ dahin, daß darunter nicht eine Belohnung, ſondern das Geld 
zu verſtehen ſei, welches Grün bei ſich geführt haben ſollte und wel⸗ 
1105 man nicht in die Hände der Pfälzer Rebellen habe fallen laſſen 
wollen. 
4) Gödſche behauptet, Ohm habe ſich geirrt, wenn er behaupte, er 
ſei mit ihm zuſammen nach Hamburg gereiſet, dies ſei unrichtig. Gödſche 
erzählt die Hamburger Reiſe ausführlich, er will auf ſolcher aus einem 
aufgefangenen, an Ohm gerichtet geweſenen Briefe Verdacht geſchöpft ha⸗ 
beu, daß Ohm nicht ganz offen gegen ihn ſei und wichtige Dokumente für 
die Demokratie zurückhalke. J 

Der Zeuge Gödſche ſchließt mit einer umſtändlichen Rechtfertigung 
ſeiner eigenen perſönlichen Betheiligung bei dieſer Sache, welche ihm aber 
vom Gerichtshofe als nicht zur Sache gehörig abgeſchnitten wird. Zu⸗ 

leich will er Anklagen gegen Hrn. Waldeck vorbringen, derſelbe habe einen 
luchtverſuch gemacht, wie er erfahren habe, er werde vom Gericht be⸗ 
günſtigt u. ſ. w. Der Gerichtshof will dem Gödſche das Wort hier⸗ 
über abſchneiden, weil es ihm nicht gebühre, als Staatsanwalt aufzutreten 
und weil dies nicht zur Sache gehöre. Ein Geſchworner (Charton) ver⸗ 
langt aber, Gödſche folle alles jagen, was er gegen Waldeck irgend wiſſe 
und vorbringen könne. Der Gerichtshof, geſtattet dies nun, Göpſche 
weiß aber nichts Specielles, ſondern bringt nur allgemeine Behauv- 
tungen vor. (Das Publikum äußert ſich mehrfach mißbilligend gegen 
Gödſche. Der Präſident gebietet ernſt Ruhe und droht mit Raͤumung der 
Tribüne.) A 

Ohm wird bei dieſem Theil der Verhandlung mehrfach ſehr heftig, 
er ſchreit laut: Gödſche ſei unſchuldig, ſolle hier eine Fälſchung vorlie⸗ 
gen, ſo müſſe er, Oh m, von Grube, der den König habe ermorden wol⸗ 
len, betrogen ſein. Aber er ſei feſt überzeugt, daß die Briefe echt ſeien 
und daß Waldeck alle Fürſten habe verjagen und ſich an die Spitze der 
Republik ſtellen wollen. Um Waldeck zu retten, wolle man ihn vernich⸗ 
ten. Namentlich ſchimpft Ohm auf feinen Vertheidiger, der ihm aufge⸗ 

drängt wäre, und darauf, daß Advokaten und Spione ihn umſchlichen, nur 
um für Waldeck zu wirken u. ſ. w. f l 
Rechts Anwalt Wilberg erklärt, er werde willen, was feine 
icht ſei. i 
an Der Präſident erklärt, es ſei nicht feine Schuld, daß Ohm keinen 
Vertheidiger nach feinem Wunſch habe finden können. f N 

Mit der Vernehmung des Herrn Gödſche ſchließt die Sitzung 
4½ Uhr. 

Berlin, 30. November. (Der Prozeß Waldeck.) Um 9 Uhr 
erſcheinen Angeklagte und Vertheidiger, eine Viertelſtunde nachher die Ge⸗ 
ſchwornen, noch ſpäter der Gerichtshof, und ward um 9½ Uhr begonnen. 
Die Zeugen werden eingeführt. Der Angeklagte hat noch 17 Defenfio- 
nalzeugen vorgeſchlagen. Demnächſt wird vernommen: Hr. Pierſig. Er 

ſteht in Gödſche's Dienſt und hat den Briefwechſel mit Ohm beſorgt, an⸗ 
fänglich dieſen nur als Katte gekannt und das Lokal, Taubenſtr. 8., als 
Abgabeort angewieſen erhalten. Er hat Ohm in deu Volksverſammlungen 
unter den Zelten und im Exercierhaus in der Prenzlauerſtr. geſehn, als 
Braß dort Freiſchaaren bilden wollte. Ohm ſei ihm als Mitordner und 
Mitberather erſchienen. Befragt über feinen Antheil an den „Enthüllun⸗ 
gen“, beſtätigt er Ohms Autorſchaft und will nur ſtiliſtiſch dabei mitge⸗ 
wirkt haben. — Es folgt die Beſitzerin der Wohnung in Taubenſtraße 8. 
Ihre Ausſage beſtätigt die Angabe 1 9 und Ohms, ohne daß fie et⸗ 
was hinzuzufügen weiß. Eine gleiche Beſtätigung gewährt die Ansſage 
Weickmanns. Dann wird der Kunſthändler Laffaly und fein Lithograph 
Jetze über die Entſtehung des d'Eſterſchen Portraits, des Faeſimile und der 


veröffentlicht in der N. 


Procedur befragt. Es erhellt, daß d'Eſter die Worte: „Sie lachen u. f 
w.“, ſelbſt bei L. gefchrieben: daß die Procedur des Lithographen nur eine 
bedingte Genauigkeit der Nachbildung zulaſſe. f 

Der übrige Theil des Vormiktags ging über die gründliche Unter⸗ 
ſuchung der Handſchrift und der zahlreichen, angeblich d'Eſterſchen Schrift⸗ 


ſtücke von Seiten der Sachverſtändigen hin. 5 
Den Ausgangspunkt, die Feſtſtellung unzweifelhaft nicht d'Eſterſchen 
Handſchriften gaben 1) ein eigenhändiger d'Eſterſchen Adreßentwurf aus 
den Akten der Kammer, 2) bei der Hetzelſchen Beſchlagnahme vorgefun⸗ 
dene Briefe. Mit dieſen war der an Waldeck gerichtete, bei Ohm in Ham⸗ 
burg gefundene Brief d'Eſters zu vergleichen. Zwiſchen beiden lagen ver⸗ 
ſchiedene Correſpondenzſtücke und das Faeſimile unter dem Laſſalyſchen 
Steindruckbild. Es ergab ſich nun allmälig, daß jener Brief den Schrift. 
zügen des Adreßentwurfs einigermaßen ähnlich war, aber in vielfacher 
Hinſicht bedeutende Verſchiedenheiten bot: daß ferner unzweifelhaft Ohm. 
ſche Schriftſtücke — von ihm ſelbſt als eigene anerkannt — eine Ver⸗ 
wandtſchaft mit dieſem wichtigen Briefe verriethen. Der Beweis, 
daß dieſe Verwandtſchaft in denjenigen Zügen beſtand, die von den 
d'Eſterſchen abweichen, wurde nicht geführt. Wohl aber charakterifir. 
ten die Sachverſtändigen die urſprüngliche Ohmſche Hand als eine 
kaufmänniſche, die d'Eſterſche als die eines Gelehrten; und 
kamen überein, in jenem Briefe eine vorherrſchend kaufmänniſche Hand⸗ 
fehr zu entdecken. Nicht minder ſchien ſich zu ergeben, daß die Aehnlich⸗ 
eit der Züge in dem bezweifelten Briefe mit d'Eſters Handſchrift mehr 
auf eine Aehnlichkeit mit der Schrift des Faeſimile hinwies, als 
auf eine mit den unzweifelhafteſten d'Eſterſchen Schriftſtücken. Am be⸗ 
ſtimmteſten lautete das vorgeleſene Gutachten des abweſenden Kanzlei⸗ 
Aſſiſtenten Heinemann. 

Dieſes Verhältniß ächter und unächter d'Eſterſchen Schriften, und die 
ſchwer zurückzudrängende Vermuthung über Ohms Antheil an letzteren 
trat anch in den Fragen und Aeußerungen des Vorſitzenden immer mehr 
herbor. Der Vertheidiger Waldecks war unabläſſig bemüht, die Anſicht 
in dieſer Richtung zu fördern und zu belegen; was Ohm einwandte, war 
vollkommen unerheblich. Seine Haltung war bei dem Näherrücken des 
ſchweren Verdachts ſichtlich aufgeregter, doch gewann er Feſtigkeit und 
Nabend völlig wieder, und zeigte zuletzt faſt Gleichgültigkeit gegen die 

rocedur. f 

Als der Vorſitzende die Unterbrechung der Verhandlung auf eine halbe 
Stunde angekündigt hatte (um 1½ Uhr), theilt der Staatsanwalt den 
Beſcheid des Geheimen Obertribunals auf ſeine vorgeſtrige Beſchwerde 
mit. Dieſer hohe Gerichtshof, in Betracht, daß die geſetzlichen Verord⸗ 
uungen die Theilung der Funktionen des Staatsanwaltes in demſelben 
Prozeß überhaupt nicht für unzuläſſig erklären, in dem vorliegenden Falle 
ferner nichts gegen eine ſolche Theilung einzuwenden, der Ober⸗Staatsan⸗ 
walt aber berechtigt ſei, mit bei dem Gerichtshof ernſter Inſtanz zu fun⸗ 
giren, alſo auch die Funktionen zu vertheilen, wie denn auch dem Ange⸗ 
klagten zuſtehe, fi) mehrere Vertheidiger zuzuordnen, — erkennt dem Ob.⸗ 
Staatsanwalt Sethe das Recht zu, mit dem Staatsanwalt Meyer verei⸗ 
nigt ſein Amt zu üben. : 

Der Vorſitzende erklärte, nach der Unterbrechung die Entſchließung 
des Gerichtshofes hierüber mitzutheilen. (Fortſetzung folgt.) 

Berlin, 30. November. Der Königl. Poſtſekretair a. D., H. Goedſche, 
Pr. Z. nachſtehende Erklärung: 

„In Folge meiner geſtrigen Vernehmung vor dem Königl. Schwurgerichtshof 
habe ich heute nachſtehendes Schreiben an die Königl. Skaatsanwaltſchaft ge⸗ 


richtet: 
Hochlöbliche Staatsanwaltſchaft! 

Da ich in dem Prozeß Ohm⸗Waldeck auf Veranlaſſung der Anklage als Zeuge 
geladen worden bin, und der Herr Präſident des Gerichtshofes mir geſtern die 
Niederlegung der amtlichen Atteſte über meine Moralität und Aufführung verwei⸗ 
gert hat, ſo ſehe ich mich genöthigt, dieſelben in die Hände Einer Hochlöblichen 


Staatsanwaltſchaft niederzulegen. Zugleich wiederhole ich meine bereits geſtern 
abgegebene Erklärung, daß ich meine Ausſage nicht als vollſtändig betrachten kann, 


indem der Herr Präſident des Gerichtshofes mich in jeder Beziehung gehindert 
hat, meine volle Wiſſenſchaft über die Gegenſtände der Anklage und der Ange⸗ 
klagten kund zu geben. — Mit Ehrerbietung 20. > g 

Deutz, 28. November. Geſtern Abends von Mainz eingegangener 
Nachricht zufolge befürchtete man Vormittags ſchon, die Brücke wegen des 
lebhaft treibenden Main⸗Eiſes abfahren zu müſſen. — Auch hier treibt 
heute Morgen ſchon Eis. ' 


Hamburg, 26. November. Der unerwartet eingetretene Winter 
hat ein Aus wandererſchiff heut Nacht faſt geborſten, der Schnee» 
ſturm hat es ganz an die Seite gelegt und wahrſcheinlich wird es umkeh⸗ 
ren müſſen; es finden ſich an demſelben an Bord 17 ungariſche Offiziere. 
Schnee iſt in 24 Stunden in ſolcher Maſſe gefallen, daß ein Eiſenbahn⸗ 
zug nur mit Mühe durchkam, dabei eine Kälte von 12 Grad. Der 
ungariſche General Fürſt Paul Eſterhazy mit zwei Adjutanten iſt hier 
angekommen und wird wohl den Winter hier oder in London bleiben, 
nach Amerika geht er vorerſt nicht. Unter den Gäſten, die in dieſen Ta⸗ 
gen hier erwartet werden, nennt man auch den „Erzherzog Johann“. 


* 2. 


Getreide⸗ Berichte. 


Stettin, 30. Noobr. 

Weizen, 48—54 Thlr. 

Roggen, 20½ Thlr. N 

Gekſte, pro Frühjahr 24%, Thlr. bez. Sr 

Leinſgamen, Pernauer, in loco und auf Lieferung 11¼ Thlr. bez. 

Leinöl, 11%, Thlr. incl. Faß auf Frühſahrs⸗Abladung bezahlt. 

Rübol, rohes, in loco und pro November 13%, ½ bis ½ Thlr., pro 
November —Dezbr. 13½—13¼ Thlr., pro Dezbr. — Janr. und pro Janr.— Febt. 
13½% 13 ½ Thlr., und pro April— Moi 13 Thlr bezahlt. 4 

Spiritus, tober, in loco 24/25 % % ohne Faß bezahlt. 


Barometer⸗ und Thermometerſtand 
bei C. F. Schultz & Comp. 


Morgens Mittags Abends 
Nobbr. & 6 Kr. 2 Apr. 10 Up. 
Barometer in Pariſer Linien | 30 338,58“ 338,49“ 338,40 
auf 0° reduzirt. RR A ge 
Thermometer nach Neaumur. 30 mr ee e e Fog 


Beilage. 


Deutſchland. 


Berlin, 29. November. (Aus der erſten Kammer.) Herr v. Sepdlitz (un⸗ 
terſtützt von 62 Abgeordneten, wie Schmückert, Goltdammer, v. Rönne, v. Vincke, 
Jork, v. Wartenburg, Bethmann⸗Hollweg, v. Brandt, Graf Strachwitz, Uhden, 
v. Gerlach, Trieſt, Graf Schlieffen, v. Brünneck, Bornemann, Burmeifter, Böt⸗ 
ticher, Stahl, Graf Itzenplitz u. a.) hatte den Antrag geſtellt, den Geſetz⸗Entwurf, 
betreffend den Bau einer Eiſenbahn von Poſen über Koſten, Liſſa und Rawicz 
nach Breslau, mit einer Zweigbahn von Liſſa nach Glogau, als Geſetz anzuneh⸗ 
men. Der Entwurf wurde der Kammer übergeben. Ueber die Debatte darüber 
erfahren wir, daß dieſelbe eine ſehr eigenthümliche Wendung genommen, indem 
die Linke wohl alle Bahnfragen unterſtützt, aber bei Bewilligung der erforder⸗ 
lichen Gelder die größten Schwierigkeiten erhoben hat. Milde und Hanſemann, 
von Wachler und einigen Anderen unterſtützt, find mit dem Miniſterium hart zus 
ſammengerathen, indem man von einem Defteit in den Finanzen u. f. w. ſprach. 
Die betreffenden Miniſter haben die Angriffe zwar zurückgewieſen, aber die Sache 
geſtaltete ſich doch der Art, daß über die Bewilligung für die Oſtbahn zur na⸗ 
mentlichen Abſtimmung geſchritten werden mußte. Nun ift zwar dieſelbe entſchie⸗ 
den günſtig ausgefallen (112 gegen 18), aber daß dies auf die Pofen-Breslauer 
Bahn nicht günſtig wirken dürfte, iſt keinem Zweifel unterworfen. Die Reden, 
die bei dieſer Gelegenheit gehalten wurden, haben unbedingt auf Viele nachtheilig 
eingewirkt und die ziemlich ſichere Frage ganz in's Ungewiſſe gezogen. — So iſt 
es mit den Verhandlungen; was von der Hälfte der Kammer unterſtützt worden, 
iſt einige Stunden darauf völlig ungewiß. 


Berlin, 29. November. Die (ultramontane) deutſche Volks⸗ 
halle läßt ſich von hier aus ſchreiben: „Ich bin im Stande, Ihnen die 
ewiß intereſſante Nachricht zu geben, daß im Miniſterium der geiſtlichen 
Angelegenheiten neue „Erläuterungen“, oder vielmehr eine Art Antwort 
auf die Denkſchrift unſerer Biſchöfe ausgearbeitet und zur öffentlichen Ver⸗ 
breitung kommen wird. So viel ich vernommen, iſt es auch eine Art Ap⸗ 
pellation an alle nichtkatholiſchen „Religionsgeſellſchaften“, um im Verfaſ⸗ 
ſungston zu ſprechen, die uns nicht geneigt machen dürfte, das Schwert 
in die Scheide zu ſtecken. Miniſterialrath Dr. Brüggemann, der in der 
erſten Kammer die Gerlach⸗Stahl'ſche Da eben ſo wie den Herrn von 
Ladenberg pouſſirt, fol großen Antheil an dieſer Schrift haben. Doch, 
wir werden ſie erwarten.“ 


Berlin, 30. November. Ueber die Soirée bei dem Miniſter des 
Innern kann nachträglich noch berichtet werden, daß ſämmtliche Miniſter 
anweſend waren, der Miniſterpräſident mit feiner Gemahlin; ferner, daß 
auch die äußerſte Linke der erſten Kammer ſich eingefunden habe, dagegen 
wurde bemerkt und iſt zu beachten, daß die äußerſte Rechte der zweiten 
Kammer ausgeblieben war. Es möchte daraus abzunehmen fein, auf wel- 
chen Bänken eigentlich die Oppoſition gegen das Miniſterium Branden⸗ 
burg⸗Manteuffel ihren Sitz hat. 

— Der Gen. v. Prittwitz hat, als Commandeur des Garde ⸗Corps, 
dem Offtzier⸗Corps deſſelben den Wunſch zu erkennengegeben, daß es ſich 
an politiſchen Vereinen irgend welcher Art nicht betheiligen möge. (Sp. Z.) 

— Es iſt bereits vor mehreren Monaten durch die öffentlichen Blätter 
bekannt geworden, daß damals die hieſigen Stadtverordneten Heinrich 
v. Gagern das Ehrenbürgerrecht zuerkannt haben. In den nächſten 
Tagen wird ihm die Urkunde darüber zugeſandt werden, da nunmehr die 
zur Aufbewahrung derſelben dienende Lade vollendet iſt. Den Entwurf zu 
dieſem Meiſterwerke in mittelalterlichem Geſchmack verdanken wir unſerm 
Architekten Wanſtrat; zur Ausführung der Arbeit haben nur hieſige 
Künſtler mitgewirkt. Das Käſtchen beſteht aus Eichenholz und iſt mit 
Elfenbein und Silber verziert: beſonders ausgezeichnet ſind die in Elfenbein 
geſchnitzten Figuren des Kaiſer Karl's des Großen und Otto J., wie die 
Silber Embleme von unſerm Goldarbeiter Jakobiz auf 7 Silberſchildern 
ſind die wichtigſten Tage aus dem Leben Heinrichs v. Gagern eingegraben. 
Der Preis des Kunſtwerks beläuft ſich auf mehr als 1000 Thlr., die durch 
freiwillige Beiträge gedeckt werden. 


— Man ſchreibt uns aus Wien: Es läßt ſich jetzt immer weniger 
verkennen, daß die öſterreichiſche Finanzverwaltung ſich wieder am Rande 
eines ausbrechenden Bankerotts befindet. Was die Erklärung deſſelben zu⸗ 
rückhält iſt nur noch die Sorge, den Schaden wo möglich von den eigenen 
Unterthanen abzuwenden und ihn zugleich auf das Ausland zu werfen. 
Wir ſehen Finanzmaßregeln entgegen, deren Abſicht iſt, die öſterreichiſchen 
Effekten ausländiſcher Kapitaliſten noch einladender zu machen. Schon 
wegen dieſes Finanzzuſtandes glaubt hier Niemand an den Ernſt einer 
wirklich drohenden Stellung gegen Preußen und deſſen deutſche Politik. 
Oeſterreich hat alle Urſache, den Frieden zu wünſchen. Wenn Preußen 
wirklich uneigennüßig verfährt und ſich freihält von einzelnen illiberalen 
Anwandlungen, fo kann es ſelbſt hier auf Sympathien rechnen, und viel⸗ 
leicht giebt es noch eine Löſung, die auch uns nicht ausſchließt. (V. Z.) 


Potsdam, 29. Oktober. Am heutigen Tage ſind es 26 Jahre, daß 
das hohe Königspaar vermählt iſt. Zum Iwecke der dauernden Erinnerung 
an die fo bedeutungsvolle vorjährige filberne Jubelhochzeitsfeier Ihrer 
Majeſtäten des Königs und der Königin war bekanntlich gleich nach dieſer 
Feier ein Central⸗Kemitee hier zuſammen getreten, um ein Gedenkbuch, 
enthaltend alle an das Hohe Königl. Ehren ⸗Jubel⸗Paar zum Feſttage 
eingegangenen Glückwunſchs⸗Adreſſen, Gedichte und Geſchenke herauszuge⸗ 
ben, und durch den Ueberſchuß aus der Subſeription zugleich den Grund 
8 einer volksthümlichen Stiftung zu legen. Da nun der erſte Theil dieſes 

edenkbuches, enthaltend die Einleitung und die Feft- Gedichte, im Drucke 
fertig geworden, ſo hat der Vorſitzende des bisherigen Central⸗Komitees 
für die Errichtung einer Stiftung zur Erinnerung an die filberne Jubel⸗ 
hochzeitsfeier des Hohen Herrſcher⸗ Paares am 29. November 1848 die 
hre gehabt, hente Ihren Majeſtäten dem König und der Königin dieſen 
a Theil des Gedenkbuches in zwei Pracht⸗Exemplaren zu überreichen. 
1 akademiſche Künſtler Schütze jun. in Berlin hat diefe Pracht⸗Exem⸗ 
5 alten freies Erbieten mit ſehr ſchönen Handzeichnungen kunſtreich aus⸗ 
19 et. Das Exemplar für den König enthält in reichen ſilbernen Ver⸗ 
Sen in mittelalterlicher Arabeskenform den heiligen Michael, mit der 
Kampf ahl 1848 im Schilde des Glaubens, mit dem böfen Geiſt im 
uf begriffen, beſchienen in golden ſtrahlender Friedensſonne von dem 


Sonnabend, den 1. Dezember 1849. 


heiligen Geiſte in Geſtalt einer herabſchwebenden Taube. Das Exemplar 


für Ihre Majeſtät die Königin enthält in gleichen reichen filbernen Ver⸗ 
zierun gen eine vor dem Evangelium knieend betende Jungfrau, beſchienen 
von einem Friedensengel, Heil und Segen für die Königin herabflehend, 
welche als die Symbole des Zweckes der neuen Stiftung zugleich zu er⸗ 
kennen ſind. Ein preußiſcher Adler iſt zugleich als ein Schmuck diefer im 
mittelalterlichen Styl gehaltenen Handzeichnung mit angebracht. Als ſehr 
bezeichnend für die Feier des ſilbernen Jubel⸗Hochzeitstages im Jahre 
1848 erſcheinen die Dornen in der Handzeichnung, welche den filbernen 
Hochzeitskranz der Königin umſchlungen halten. Dieſe Blätter ſind mit 
Loſungen und Lehrterten in Silberſchrift für das Jahr 1849 verſehen; das 
Ganze iſt eine ſinnige Widmung. Der Einband der Gedenkbücher iſt von 
hellblauem Seidenzeug mit ſilbernen Randverzierungen und der Vorderdeckel 
mit einer erhabenen ſilbernen Krone geſchmückt. Ihre Majeſtäten haben 
dieſe Gedenkbücher mit den huldvollſten Aenßerungen über die ſo geſchmack⸗ 
volle Ausſtattung entgegengenommen. Den zahlreichen auswärtigen Sub⸗ 
ſkribenten auf das Gedenkbuch wird der erſte Theil deſſelben nun im Laufe 
des Monats Dezember d. J. überſandt werden. (Voſſ. Z.) 


Elbing, 24. Bei dem hier gehaltenen Schwurgerichte hat ſich der 
Fall ereignet, daß bei einer Majeſtätsbeleidigung die Geſchworenen die 
Thatfrage bejahten und dennoch das Nichtſchuldig ſprachen. Der Frage⸗ 
Nearnt iſt es zu danken, daß die ſonſt ſich verhüllende Luſt, Gnade für 

echt zu ſprechen, hier ganz offen und nackt zu Tage liegt. Wer Ohren 
hat, zu hören, der höre! N. P. 3.) 


Schwerin, 26. November. Das „Wochenblatt für Mecklenburg⸗Strelſtz“ 
No. 69 bringt die Denkſchrift der Bürgermeiſter und die Antwortz des Großper- 
zogs. Darin heißt es unter Anderm: 


„Es find drei Monate verfloſſen, ſeitdem E. K. H. die Verhandlungen mit 
der Abgeordnetenkammer in Schwerin abgebrochen haben. Seit drei Monaten 
weiß das Volk, daß eine Verfaſſung für Mecklenburg ⸗ 5 als Reſultat der 
Schweriner Verhandlungen nicht zu hoffen ſteht, und noch haben E. K. H. ſeit⸗ 
dem kein Wort darüber an das Volk gerichtet, was die Allerhöchſte Abficht jetzt 
ſei, was es zu erwarten habe. 

Die Bewegung des vorigen Jahres war, welche entgegenſtebende Anſichten 
auch laut geworden ſein mögen, keine künſtliche, ſie hatte ihren Grund in längſt 
allgemein gehegten Wünſchen nach zeitgemäßen Verordnungen und Beſeitigung 
von Zuſtänden, die einem großen Theile des Volkes zuträglich A waren. 
E. K. H. verhießen die gewünſchten Veränderungen und neuen Einrichtungen, die 
Einleitungen dazu wurden getroffen und das Volk faßte Vertrauen, daß zes die in 
ihm angeregten Hoffnungen bald in Erfüllung werde gehen ſehen. 

Allmählig aber wurden die Hoffnungen ſchwächer. Das Volk fing, wir neh⸗ 
men an, obne Grund, aber es fing an zu zweifeln, ob es mit den ihm verheiße⸗ 
nen liberalen Inſtitutionen wirklich viel zu bedeuten haben werde. Dieſe Beſorg⸗ 
niß mehrte ſich, als die Verhandlungen mit der Abgeordnetenkammer abgebrochen 
würden, fie iſt jetzt aufs Höchſte geſteigert, da ſeitdem keine beruhigende Prokla⸗ 
mation, kein freundlich landesväterliches Wort an das Volk ergangen iſt und das⸗ 
ſelbe weiß, daß außer den eigentlichen Rathgebern der Krone nur ſolche Perſonen 
zu Rathe gezogen und zu Verhandlungen gebraucht find, die früher vielfach von 
den allgemeinen Anſichten abweichende ausgeſprochen und von denen, ob mit Rech 
oder Unrecht, darüber wollen wir nicht urtheilen, geglaubt wird, daß fie die Ein.t 
führung liberaler Inſtitutionen nicht ernſtlich wünschen. 

8 darf E. K. H. nicht verſchwiegen bleiben, es herrſcht eine trübe, eine voll⸗ 
kommene Mipfiimmung im Lande, wie fie nur das Produkt genäprter aber gänz⸗ 
lich getäuſchter Hoffnungen ſein kann. Es iſt geſagt, die Einführung der neuen 
ſchwerinſchen Verfaſſung entbehre des rechtlichen Fundaments. Es kann auch nicht 
unſere Abſicht fein, hier uns in eine rechtliche Erörterung einzulaſſen, wir wün⸗ 
ſchen E. K. H. nur Gewißheit darüber zu geben, wie es faktiſch bei uns ausſteht. 
Auch wir find nicht in allen Punkten mit den bekannt gewordenen Deductlonen 
des ſchwerinſchen Miniſterii einverſtanden. Aber ebenſowenig können wir die An⸗ 
ſichten durchweg für zutreffend halten, welche E. K. H. Räthe ausgeſprochen ha⸗ 
ben. Ueber das, was in dieſer verwickelten Anſicht Rechtens iſt, find die nfichten 
u met 1 0 8 leigt 1125 die gegenwärtigen, iſt es ſchwer, 

unparteiiſch zu halten, nur zu lei ält man das für Recht as 
wünſcht; das eigne Intereſſe trübt Blick und Urtheil. { a aa 

„Nach allem dieſem bitten wir E. K. H. allerunterthänigſt, mißfennen Aller⸗ 

böchftdieſelben nicht die wahre Stimmung des Volkes, geben Allerhöchſt Sie vers 
ſelben huldreiche Berückſichtigung und brechen vor allen Dingen das bisher beob⸗ 
achtete, fo beunruhigende Skillſchweigen.“ 

1 en Se 0 91 3 

„Was die Sache ſelbſt anlangt, ſo verkenne Ich zwar die durch das nach faft 
10monatlicher nutzloſer Verhandlung erfolgte Abbrechen der AN) Si 
der Abgeordneten⸗Verſammlung entſtandenen großen Schwierigkeiten keinesweges, 
glaube aber weder Ihrem eigenen, noch dem Urtheil ſonſt verſtändig und unbe⸗ 
fangen Prüfender gegenüber etwas zur a jener ſowohl zur Wahrun 
Meiner Landesherklichen Würde, als zur Abſchneidung offenfichtlich erfolgloſer 
Verhandlungen nothwendig gewordenen Maßregel ſagen zu müſſen, zumal mit 
irgend haltbarem Grunde nicht behauptet werden kann, daß bie der Abgeordneten 
Verſammlung Landesherrlicher Seits gemachten Vorlagen nicht annehmbar geweſen 
ſeien, oder daß es ſogar, daß es darnach, wie Sie anzudeuten ſcheinen, zweifel⸗ 
haft erſchienen ſei, ob es mit den in Ausſicht geſtellten liberalen Inſtitutionen viel 
zu bedeuten haben werde. Zugleich iſt es ſonach Ihnen, dem Rath Brückner als 
Mitglied des engeren Ausſchuſſes, bekannt, als es auch in dem unterm 13. v. M. 
veröffentlichten Berichte Meiner Regierung ausgedrückt iſt, daß Ich, wenn au 
entſchloſſen, auf dem legalen Wege zu beharren, eifrig beſtrebt bin, die Verwirk⸗ 
lichung ge verheißenen Verfaſſungsreform herbeizuführen, Wenn die Umſtände 
Mich veranlaßt haben, dabei eine höhere Entſcheidung in Anſpruch nehmen zu 
müſſen, wodurch allemal ein beklagenswerther Zeitverluſt entſteht, fo muß Ich 
ſolches zwar aufrichtig bedauern, kann aber Mich nach Pflicht und Gewiſſen und 
im eigenen Intereſſe des Mir anvertrauten Landes durch ſolche Rückſicht nicht zu 
einer Abweichung von dem Wege des Rechts beſtimmen laſſen. Daß unter ſol⸗ 
chen Umſtänden dielfach Mißmuth, Unzufriedenheit und Mißtrauen im Lande herr⸗ 
ſchen, kann bei der ſtatt gehabten Erſchütterung des Rechtsgefühls, bei der welt⸗ 
verbreiteten politiſchen Verblendung und bei der Gefliſſenheit, womit die öffentliche 
Meinung unterwühlt wird, nicht auffallen. Gegen die von Ihnen angerathene 
Veröffentlichung haben ſich bisher aus dem ſtets wechſelnden Stande der Ver⸗ 
handlungen Bedenken ergeben; indeſſen behalte Ich Mir darüber weitere Entſchlie⸗ 
ßungen bevor, und ſetze in Sie das Vertrauen, daß Sie nicht nur irrigen An⸗ 
fichten, wo Sie Gelegenheit haben, berichtigend entgegen treten, ſondern auch als 
Mitglieder der Landſchaft zu Ihrem Theil nach beften Kräften zur befriedigenden 
Löſung der Verfaſſungsfrage beitragen werden. Mit Achtung berbleibt Ich Ihr 
wohlgeneigter ꝛc.“ a 


Ludwigsluſt, 25. November. Der Großherzog und 
A e deckenden Mittwoch in Berlin einen kurzen Beſuch zuſtatten, 
und nächſtdem wird mit Beſtimmtheit die Herzogin von Orleans hier er⸗ 
wartet, deren Ankunft auch von Seiten der Ludwigsluſter Einwohner: 
ſchaft nicht ohne ein beſonderes Intereſſe entgegengeleben- wird: Ey 5 
e SE R „(Meckl. 319. 
un Brmihfchiweig, 27. November. Bererfenswerth 7 eine Aeuße⸗ 
rung welche der Staats⸗Miniſter v. Schleinitz in der geſtrigen Sitzung 
voder Abgeordneten⸗Kammer machte. Er ſprach entſchieden aus, daß Han⸗ 
amover und Sachſen nicht mehr das Recht hätten, aus dem Bündniſſe aus⸗ 
Izutretenz ſollten vieſelben aber dennoch darauf beſtehen, fo, würde das Bun⸗ 
iu desſchiedsgericht, als die kompetente Behörde, dieſen Rechtsſtreit entſchei⸗ 
denz und Preußen und feine Verbündeten hätten dann nicht blos den Wil⸗ 
len, e dem Richterſpruche Geltung 10 1 
ran nad aha nn aun W eee en ene 
e karlsruhe, 25. November. Die Großherzogliche General⸗Stagts⸗ 
„kaffe tritt: gegen den am badiſchen Aufſtand hethelligten Nepomuk Katzen⸗ 
mayer; von Konſtanz als Klägerin auf und fordert von ihm 3,000,000 Fl., 
welchen Schaden er der Staatskaſſe während der Revolution beigebracht 
habe. Etz iſt, da der Angeklagte flüchtig iſt, Beſchlag auf ſein vorhande⸗ 
mes Vermögen, das aber nur ' klein iſt, gelegt! — Auch gegen den ehema⸗ 
ligen Redakteur der „Seeblätter“, Fickler von Konſtanz, macht die Staats⸗ 
kaſſe Forderungen und legt, da er flüchtig iſt, auf ſeine Raritätenſammlung 
in Konſtanz Beſchlag. — Barth, der demokratiſche Leihhausverwalter in 
Mannheim, ſoll mit 40,000 Fl. durchgegangen fein. Dieſes Gerücht wie⸗ 
derholt fin von Mund zu Mind und beſtätigt ſich nach einer neueſten 
Zeilungsnachtcht. I a Hin 


In Bfuchſal wurde erſt kürzlich der am Nufftaud ſtark betheiligte 
„Obener (ein Bruder des er Obermüller in Frankfurt a. M. 
1 e gebracht. Die noch in den Naftatter Kaſematten befind⸗ 

ichen 


gehörigen des Freiſtaats Frankfurt werden nächſter Tage in 
1 „Heimalh abgeführt werden. Zu Freiburg im Breisgau ſind zwei preu- 
4 f e Hufaren durch Kohlendampf erflickt, weil fie zu früh in ihrem Zim⸗ 
mer die Ofenklappe geſchloſſen hatten. e 
on der Bergſtraße, 23. November. Heute iſt eine kleine Exre⸗ 
Ks gend ee Freuen Mig nach Wiesloch gezogen, weil bei aller 
5 bätigkeit der dortigen Ortspolizei der Freiſchärlergeiſt Ai be N 
0 art | 4 arlsr. 3.) 
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— 


dat ihne 5 


1 
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— 
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Thlr. Pr, Courant; 


3) des von H. Moſes in 


— 


1,9 


a n r een 


%% Ofßßetelle Be mntmgch ungen, 5 { 8 1 
10 98 att 10 0 b u. h * o amn du mien neee über 1500 Thlr. Pr. 
„in Folge höherer Anordnung wird die amtliche Auf⸗] 5) des von H. Moſes in Stettin am 


nahme ſämmtlicher Einwohner des Civilſtandes hier⸗ 
ſelbſt vom ten k. M. ab durch die Polizei⸗Ofſtzianten, 
ene eden Steuerbeamten bewirkt werden. 
Indem dies hiermit zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht wird, werden zugleich die Haus⸗ und Familien⸗ 
‚vater veranlaßt, ſich zu der ihnen noch beſonders an⸗ 
zuſggenden Zeit der Aufnahme zu Hauſe zu galten, 
ind den Beamten über Vor⸗ und Zuname, Stand, 
00 werbe, Alten, Religion, ſowohl rückſichtlich ihrer 
ſelbft als ihrer Angehörigen, richtige Auskunft zu er⸗ 


zogenen und angenom 


6) des von H. Moſes 


Ordre zahlbaren, auf 


ſheilen, oder doch dafür zu ſorgen, daß dieſe auch bei“ 
ihrer Abweſenheit mit Zuverläſſigkeit gegeben werden 
nn. 


tona girirten Wechſels 


Stettin, den 2gſten November 1849. 
Königliche Polizei- Direktion. f 
it Anh Heſſenland. 
J 1 I 


den sten März 1850 


nayulıe! Bird 1 t 
eee dad beben dum. 

Die in der Zeit vom 1ſten Auguſt bis ultimo No⸗ 
vember 1848 beim ſtädtiſchen Leihamte niedergelegten, 
nicht eingelöſten oder erneuerten Pfänder, beſtehend in 
6000 A Silber, Uhren, Kleidungsftüden,Waaz } 
ren, Kupfer und Meſſing⸗Geräthſchaften, Leinenzeug 
und Betten, ſollen am Montage, 6 } 
den sten December und an den folgenden Tagen, 
bon Morgens 9 bis Mittags 12 Uhr, j 
im, Auktions Saaſe des Leih⸗Amts, große Domſtraße 
Nb. „öffentlich an den Meiſtbietenden verkauft 
werben gangen teen n: hast RL 
fte werden hierzu mit dem Bemerken einge⸗ 
laden, daß der Zuschlag bei annehmlichen Geboten ſo⸗ 

kt erfolgt, und gleich nach demſelben das Kaufgeld 
an den Commiſſionsrath Reisler zu entrichten iſt. 
„Stettin, den Alten Oktober 1849. a 
„Der Curator des ſtädtiſchen Leih ⸗-Amts. 

Er! 111340 Sternberg. 


Berlin, den 23ſten Juli 
Königl. Stadtgericht; Ab 
Deputation für Credit⸗ 


Be kaun in t 


erforderlich: 


* 


1 


e ee 


Schlefinger gezogenen, und von dieſem angenom⸗ 
menen, am 6. Juni 1849 an die Ordre von Amſel 
Jacob Nee zu Altona 


ausgeſtellten, drei Monate dato an eigene Ordre 
zahlbaren, auf Moritz Bock hierſelbſt gezogenen 
und angenommenen, und am 6. Juni 1849 an die 
Ordre von Amſel Jacob Nee in Altona girirten 
Wechſels über 496 Thlr. 17 ſgr. 6 pf. Pr. Cour. 
des von H. Moſes in Stettin am 2. Juni 1849 (L 
ausgeſtellten, drei Monate dato an eigene Ordre 
zahlbaren, auf S. J. Landsberger hierſelbſt ge? 
zogenen und am 6. Juni 1849 an die Ordre vonn 
Amſel Jacob Nee in Altona girirten Wechſels 


ausgeſtellten, drei Monate dato an eigene Ordre 
zahlbaren, auf S. J. Landsberger hierſelbſt ge⸗ 


an die Ordre von Amſel Jacob Nee in Altona 
girirten Wechſels über 1500 Thlr. Pr. Courant; 


1849 ausgeſtellten, drei Mongte dato an eigene 


gezogenen und angenommenen, und am 6. Juni 
1849 an die Ordre von Amſel Jacob Ree in As, 


Der unbekannte Inhaber dieſer Wechſel wird hier⸗ 
durch öffentlich aufgefordert, binnen ſechs Mynaten, 
ſpäteſtens aber in dem auf 
1 Vormittags 11 Uhr, 
bor dem Herrn Stadtgerichtsrath Hermanni im Stadt⸗ 
erichtsgebäude, Jüdenſtraße No, 59, Verhörszimmer 
No. 21, anberaumten Termine die Wechſel dem un⸗ 
terzeichneten Gerichte vorzulegen, widrigenfalls dieſel⸗ 
ben für kraftlos erklärt werden 


Für die hieſigen Garniſon „Anſtalten find pro 1850 


eireg 18 Centner gegoſſene Talglichte 
und 100 Centner raffinirtes Rüböl.„ 

Die Lieferung ſoll dem Mindeſtfordernden 

werden, und können Offerten zu jeder Zeit in unſerem 

Büreau, Rödenberg No, 249, abgegeben werden, wo 

auch die Lieferungs⸗Bedingungen einzuſehen ſind. 

Zur Eröffnung der eingegangenen Offerten ſteht da⸗ 


Des baden, 25. November. Wie ich höre, wird in dieſen Tagen 
von dielen ee De ne en Ak 
provinz ein energiſches Sendſchreiben an den früheren Prediger der Dresdne 
Genf e c Eduin Bauer abgehen, in welchem er aufgefortert! 
werden ſoll, klar und bündig ſeine Anſichten und Meinungen über den 
Deutſchkatholieismus zu offenbaren und in welchem man ihn bitten wird 
vom Deutſchkatholieismus zurückzutreten, wenn es feine Ueberzeugung nicht 
geſtatten ſollte, ferner dem großen Ziele der religiöſen Frage feine Thätig. 
keit widmen zu können. ‚lies ene e F. I 
„Frankfurt a. M., 27. November. Morgen wird in der Deulſchen 
Zeitung die Anſprache des Gothaer Ausſchuſſes an die Partei, das Reſl. 
kat der letzten verſtärkten Ausſchußſitzung veröffentlicht werden. Die dent. 
ſche Sache — das iſt der Kern des Schreibens — ft auf lange Zeit hin 
verloren, wenn Preußen fie, aufgiebt; ſo lange Preußen ſie nicht aufgiebt, 
muß die deutſche Partei mit Preußen gehen. Die gegenwärtige Lage der 
Dinge legt ihr die unbedingte Pflicht auf, an dem Beſchluſſe von Gothn 
feſtzuhalten. Das Aktenſtück ft; aus der Feder des Staatsraths Math, 
der ſich der Sache mit einer wahrhaft bewunderuswürdigen Thätigkeit 
gewidmet hae“ ind une 90 D. Ref.) 
Flensburg, 26. November. Nach einem eben eingegangenen nnd. 
lichen Berichte aus dem Hannoverſthen, den wir für ſehr glaubwürdig hal. 
ten, werden daſelbſt 10,000 Mann an der Elbe zuſammengezogen, die für 
Schleswig ⸗Holſtein beſtimmt ſein ſollen. (2) | R. 
1 die Yun enn „Sach uwue ie N 
St. Gallen. Dieſer Tage iſt die verwitwete Gräfin Batthhau 
mit ihrem Kinde und zahlreicher Dienerſchaft in Rorſchach — wo ſich die. 
ſelbe eine Wohnung gemiethet hat und einige Zeit aufzuhalten gebentt 
e eingetroffen. Im Schloß zu Horn ſoll ebenfalls eine Wohnung für fie 
zin Bereitſchaft ſtehen.. f (Eidg. 39) | 
12 ö Niederlande. i 
„ Amſterdam, 24. November. Das Budget für 1850 iſt jetzt ver⸗ 
öffentlich tz es weiſt daſſelbe die Summe von 69,936,141 fl. an Ausgaben, 
von 74,194,969 fl. an Einnahmen, alſo einen Ueberſchuß von 1,258,829 
fl, nach. Die geſammten Staatsſchulden betragen 1,239, 211,811 fl., welche 
eine jährliche Zinszahlung von 36,514,608 fl. bedingen. Der abgetretene 
Colonialminiſter, von der Boſch, iſt abermals zu dem bereits früher von 
ihm bekleideten Poſten des Marine ⸗Inſpecteurs und Commandanten der 
Seemacht in Oſtindien ernannt worden und wird demnächſt dahin abgehen. 


halben Bauhof mit /; des ſtädtiſchen Erbpachtsacker, 
gus irgend einem Rechtsgrunde Forderungen und An⸗ 
ſprüche haben, hierdurch geladen, ſolche in einem der 
drei Termine, f 
den 23ſten November, den 7ten und 21ſten December 
A d. J., Morgens 10 Uhr, 
gehörig anzumelden und zu beglaubigen, bei Strafe 
der im letztgedachten Termine zu erlaſſenden Präcluſtoh, 
Greifswald, den 1ſten November 1849. 
Abtheilung. 
Dr. Teßmann 


girirten Wechſels über 200 
Stettin am 14. Mai 1849 


Königl. Kreisgericht. I. 
5 6 


1 . Gd n 
Su beha ſt at i o un en. 

ng Nothwendiger Verkauf. 
Von dem Königl. Kreisgerichte zu Stettin ſoll das 
dub No. 55 zu Neuenkirchen belegene, zur Zieglermeiſter 
Chriſttan Friedrich Jüngling'ſchen Nachlaßmaſſe gehö⸗ 
rige, auf 2493 Thlr. 9 for, 2 pf. abgeſchätzte Grund⸗ 
ſtück, zufolge der nebſt Hppothekenſchein und Bedingun⸗ 
gen in 7 Regiſtratur einzuſehenden Taxe, i 
: h u 4. Juni] am g9ten Januar 1850, Vormittags 11 Uhr, 
in Stettin am ler an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt Theilungs halber 
fuͤbhaſtirt werden. 9 140 


Courant; ER Fer 
7. Juni 1849 


menen, und am 7. Juni 1849 


S. J. Landsberger hierſelbſt 


l Nothwendiger Verkauf. 
Von dem Königlichen Kreisgerichte zu Stettin fol 
das von dem Etabliſſement Grünthal abgezweigte, sub 
No. 2 zu Grabow belegene, dem Maurermeiſter Here] 
mann Auguſt Fillis zu Grünthal zugehörige, auf 5300 
Thlr. abgeſchäßte Grundſtück, zufolge der nebſt Hypo» 
thenſchein und Bedingungen in der Regiſtratur einzu⸗ 
ſühenden Taxe, 305 Ba; 
am 9ten April 1850, Vormittags 11 Uhr, 
an ordentlicher Gerichtsſtelle hierſelbſt fubhaſtirt wer⸗ 


1849 Har na u eee eee 
theilung für, Eivil⸗Sachen n rie 


ie. und Nachlaß Sachen. Verkäufe beweglicher Sachen! 


} 1 14 2 A 
Engl. Steinkohlen, 
zur Ofenheizüng ſich eignend, offeriren billigſt und lie, 
fern frei ins Haus } 
Ferdinand Lüdecke & Co, 
is große Oderſtraße No. 10. 


über 2000 Thlr. Pr. Cour. 


machung. 100 


überlgſſel, 
| 


Ber mlethun gen. 


Uri 


u at‘ Iten I 
e aun, Bekannt match un g. N 
„Es iſt bei dem unterzeichneten Gerichte auf Amortt⸗ 
ſation folgender, angeblich verloren gegangener Wechſel 
angetragen worden; 114 6 f 
J Des von S. J. Landsberger hier am 18. April 
1849 ausgeſtellten, drei Monate dato an die Ordre 


„S. Moſes in Stettin zahlbaren, auf H. Geber 
hierſelbſt gezogenen, von dieſem acceptirten, un⸗ 


term 6, Juni 1849 an die Ordre von Amſel Ja⸗ 
ob Nee zu Altona“ geritten. Wechſels über 400 
e Thlx. Pr. Crt.; and. een ji 

20% des won M. J. Daus hierſelbſt am 8. Mai 1849 


ausgestellten, drei Monate dato an die Ordre von 


% H. Moſes in Stettin zahlbaren, auf Daus & 


ſeldſt ein Termin am Mirtwoch den 5. Dezember, 


auch mündliche Offerten angenommen werden, 


alle diefenigen, welche an deſſen Nachlaß, insbeſondere 
an die dazu gehörigen Grundſtücke, als das auf der 


Große und kleine Wollweberſtraßen⸗Ecke No. 59 
iſt die bel Etage, beſtehend aus 6 heizbaren Zimmern, 
Entree, Küche, Kammern, nebſt Keller und Boden raum, 
zum ſten April k. J. zu vermiethen. e 


5 Anzeigen vermiſchten Inhalts. 30 
Nicht zu uͤberſehen. 
Fuchs , Marder, Iltis und Haſenfelle kauft und 
zahlt die höchſten Preiſe, wie es einem geehr⸗ 
ten Publikum wohl' bekannt iſt, 5 
381. R. Gutmann, 381. 


' Breite und Bauſtraßen⸗Ecke. 


Vormittags 10 Uhr, an, bis zu welcher Stunde 


| 


Stettin, den 20ſten November 1849. 
„Königliche „Garniſon⸗Verwaltung⸗ 


Gerichtliche Vorladungen⸗ 

a P TOI a m a. alan 
Auf den Antrag der Erben des Schiffsbaumeiſters 
Martin Joachim Erdmann Lüder zu Wolgaſt werden 


Bauwieke sub No, 64 daſelbſt belegene Wohnhaus 
aße n Fe ELEND BET RP 
7 Ni 8 . an 


